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VORWORT 

Die Vertreibung der Juden aus Danzig in den Jahren 1933 bis 1945 ist ein 
historischer Vorgang, der durch seine völkerrechtliche Bedeutsamkeit keinen 
Vergleich mit dem Schicksal anderer jüdischer Gemeinschaften in dieser Zeit­
spanne zuläßt. Denn nicht den Zahlen dieses Prozesses der Ausschaltung, der 
Entrechtung und Verfolgung kommt dabei das Besondere zu, sondern der 
einzigartigen Konstellation der mitwirkenden Kräfte. 

Die Freie Stadt Danzig war im Rahmen der durch den Versailler Vertrag 
am Ende des ersten Weltkrieges geschaffenen europäischen Neuordnung ins 
Leben gerufen worden, um einen Ausgleich der Interessen Deutschlands und 
Polens herbeizuführen. Der Wunsch Polens nach einem Zugang zum Meer 
und das Bestreben Deutschlands, die an der Weichselmündung ansässige deut­
sche Bevölkerung nicht unter polnische Herrschaft gelangen zu lassen, sollten 
durch die Errichtung eines staatlichen Gebildes an diesem Kreuzungspunkt 
widerstrebender historischer, demographischer und politischer Ansprüche in 
Einklang gebracht werden. Durch diese Neugründung erhielt Polen die Mög­
lichkeit, von den bedeutenden Hafenanlagen Danzigs Gebrauch zu machen, 
während andererseits die kulturelle Besonderheit der überwiegend deutschen 
Bevölkerung voll gewahrt blieb. Die Freie Stadt wurde 1920 unter den Schutz 
des Völkerbundes gestellt. Dem von ihm eingesetzten Hohen Kommissar 
wurde die Aufgabe übertragen, als Vermittler aufzutreten und, zumindest in 
erster Instanz, als Schiedsrichter über entstehende Streitigkeiten zwischen 
Danzig und Polen zu entscheiden. Gleichzeitig hatte er als Vertrauensmann 
des Völkerbundes über die lnnehaltung der Verfassung und der Danzig­
polnischen Verträge zu wachen und dem Völkerbund Bericht zu erstatten. 

In dieser Freien Stadt Danzig und ihrer um den Hafen konzentrierten 
Wirtschaft spielten die rund 10 000 Juden eine nicht unbeträchtliche Rolle. Aus 
der stillen Provinzstadt der Vorkriegszeit war mit erheblicher Beteiligung 
jüdischer Kaufleute ein wichtiger Export- und Importhafen geworden. Der in 
Versailles entstandene Plan wäre durch die Wirklichkeit gerechtfertigt wor­
den, hätten nicht politische Bestrebungen die wirtschaftliche Entwicklung Dan­
zigs immer wieder empfindlich gestört. 

Als am 30. Januar 1933 der Nationalsozialismus in Deutschland zur Macht 
kam und kurz danach die „Gleichschaltung" der Regierungsgewalten auch in 



VI Vorwort 

Danzig erfolgte, standen sich auf dem kleinen Raum dieser Stadt zwei Fak­
toren gegenüber. Einmal die dynamische Kraft, die eine Ausweitung des 
deutschen Lebensraumes erstrebte und mit allen Mitteln zur Durchführung 
brachte, und andererseits die Rechtsordnung des Völkerbundes, der sich um 
Erhaltung des Sicherheitsventils bemühte, als das die Freie Stadt Danzig im 
Hinblick auf Polen und Deutschland gedacht war. 

Dem Zusammenprall zwischen Recht und Gewalt fielen vorwiegend die 
politischen und religiösen Minderheiten zum Opfer, Gruppen, deren Schutz 
durch die Verfassung und den Völkerbund ausdrücklich garantiert war. Ihre 
Ausschaltung setzte sofort nach der Übernahme der Danziger Regierung durch 
die NSDAP ein und führte zu zahlreichen Beschwerden an den Völkerbunds­
rat. Als sich aber von Mal zu Mal offensichtlicher herausstellte, daß der Völker­
bundsrat nicht imstande war, den Minderheiten wirksamen Schutz zu gewäh­
ren, nahm das Schicksal seinen Lauf. 

Der Ausschaltung der Juden aus dem Wirtschaftsleben folgte als unmittel­
bare Konsequenz der nationalsozialistischen Judenpolitik die Vertreibung, die 
im großen und ganzen bei Ausbruch des zweiten Weltkrieges und der damit 
verbundenen Rückgliederung Danzigs an Deutschland abgeschlossen war. 
Nicht sehr lange danach wurde der noch in Danzig verbliebene Rest deportiert 
und damit das Ziel der Nationalsozialisten, die völlige Auflösung der Jüdi­
schen Gemeinde und ihrer Einrichtungen, erreicht. 

Der Verfasser widmet diese Darstellung dem Andenken der Männer und 
Frauen, die sich in jenen schweren Jahren bemühten, der gegen die Danziger 
Juden angewandten Gewalt entgegenzutreten und, nachdem Widerstand un­
möglich geworden war, einer so großen Zahl wie nur irgend möglich wenig­
stens das Leben zu retten. 

An dieser Stelle soll auch das Werk meines alten Freundes Samuel Echt 
über die Geschichte der Juden in Danzig seit ihrer Niederlassung unter den 
pommerellischen Herzögen erwähnt werden, das zur Zeit, da diese Nieder­
schrift vorgenommen wurde, noch nicht im Druck vorlag. Samuel Echt über­
sandte mir im Jahre 1962 sein umfangreiches Manuskript, das die Historie 
der Juden im Danziger Raum in breitem Rahmen darstellte, und ich fand 
darin reiches Material über die Geschichte der jüdischen Vorortgemeinden und 
später der Einheitsgemeinde in Danzig, das Echt einerseits in amerikanischen 
Archiven gefunden hatte, andererseits aber auch seiner engen Verbundenheit 
mit der Danziger Gemeinde und ihren ehemaligen Mitgliedern verdankte. 
Seine Arbeit ging in ihrer historischen Themastellung weit über das hinaus, 
was mein Anliegen war. Gern bin ich seinem Wunsche nachgekommen, seiner 
Geschichte der Juden in Danzig einige Worte des Geleites voranzustellen. Ich 
bin ihm auch zu Dank verpflichtet, daß er mir in Amerika erschienene Lite­
ratur, die für meinen engeren Gesichtspunkt aufschlußreich war, zugänglich 
machte. 



Vorwort VII 

An mehreren Stellen beruft sich Günter Grass in seinem jüngsten Buche 
„Aus dem Tagebuch einer Schnecke" auf Berichte und Nachrichten, sowie auf 
vielfaches Tatsachenmaterial, das er von mir erhalten hatte. Er erzählt von 
unseren Zusammenkünften, bei denen ich ihm manches aus meiner eigenen 
Erfahrung mitgeteilt und „ trockne Erlasse und Senatsprotokolle, die gestelzten 
Verharmlosungen eines Verbrechens" vorgelegt habe. Der Leser dieses „ Tage­
buchs einer Schnecke" wird in den die Endzeit der Geschichte der Juden in 
Danzig nachzeichnenden Kapiteln des Buches von Günter Grass den Nieder­
schlag meiner Informationen finden. 

Die vorliegende Darstellung stützt sich in der Hauptsache auf dokumenta­
risches Material, das dem Verfasser in seiner Eigenschaft als Syndikus der 
Synagogen-Gemeinde zu Danzig in den Jahren 1933 bis 1939 und als Re­
dakteur des Gemeindeblatts erreichbar war, sowie auf persönliche Erlebnisse 
und Erinnerungen aus dieser Zeit. Darüber hinaus konnte der Verfasser auch 
eine Reihe von Dokumenten aus anderweitigem Privatbesitz verwerten. 
Allen denen, und nicht zuletzt auch den öffentlichen Archiven, die ihm 
durch Überlassung von Dokumenten, durch Übermittlung von Einzelheiten, 
Ergänzungen und Berichtigungen bei der Abfassung dieser Schrift geholfen 
haben, sei hiermit der herzlichste Dank ausgesprochen. Ebenso Frau Anne­
lise Freund und den übrigen Mitarbeitern des Leo Baeck Instituts, die sich 
um die Drucklegung des Manuskripts verdient gemacht haben. Desgleichen 
danke ich meiner Frau für die große Hilfe, die ich auch bei dieser Arbeit 
durch sie erfahren habe. 

Erwin Lichtenstein 
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KAPITEL 1 

DIE FREIE STADT DANZIG 1920-1933 

1. LAND UND LEUTE 

Der Weltatlas von Knaur, Ausgabe 1937, gibt folgende Schilderung der 
Freien Stadt Danzig: 

„Die Freie Stadt Danzig liegt beiderseits der Mottlau und am linken Ufer 
des westlichen Weichselarmes (Tote Weichsel) nahe seiner Mündung in die 
Danziger Bucht und lehnt sich im Westen an die Danziger Höhe (154 m), die 
vielfach mit prächtigen Buchenwäldern bestandenen Ostabhänge des Balti­
schen Landrückens. Das Staatsgebiet erstreckt sich nach SW etwa 25 km auf 
die bis 274 m ansteigende Hochfläche hinauf, im Osten umfaßt es die großen­
teils unter dem Meeresspiegel gelegene grüne Niederung des Danziger und 
Marienburger Werders, das Schwemmland der Weichsel, ferner einen kleinen 
Teil des Frischen Haffs und der Frischen Nehrung. Die recht willkürlich ge­
zogene Grenze beginnt unmittelbar nördlich von Zoppot, läßt im Süden den 
Eisenbahnknotenpunkt Dirschau bei Polen und folgt von der Montauer 
Spitze der Nogat, dem Mündungsarm der Weichsel in das Frische Haff . .. 

Danzig, amtl. Freie Stadt Danzig, ist ein Freistaat; der Senat, mit dem 
Senatspräsidenten an der Spitze, ist die oberste Regierungs- und Landes­
behörde. Allgemeines Wahlrecht für den Volkstag. Für Streitfragen zwischen 
Polen und Danzig ist ein Hoher Kommissar des Völkerbundes als Schieds­
richter vorgesehen; Berufungsinstanz: Rat des Völkerbundes. Die Flagge ist 
rot mit einem gekrönten Doppelkreuz. Technische Hochschule (gegr. 1904). -
Das deutsche Danzig wurde durch das Versailler Diktat gegen den Willen der 
Bevölkerung vom Reich abgetrennt; am 9. November 1920 zur Freien Stadt 
erklärt; seit 1933 nationalsozialistische Regierung. 

Fläche und Bevölkerung. Fläche: 1894 qkm; Bevölkerung: 410 000 Ein­
wohner, das sind 215,2 Einwohner je qkm. Die Bevölkerungsdichte Danzigs 
ist also sehr hoch. Die Bevölkerung des Staatsgebiets ist zu 96 6/o deutsch; 
dem Bekenntnis nach zu nicht ganz zwei Drittel protestantisch, zu über ein 
Drittel katholisch und zu etwa 3 O/o israelitisch." 



2 Die Freie Stadt Danzig 1920-1933 

2. VÖLKERRECHTLICHE GRUNDLAGEN UND VERFASSUNG 

Der Vertrag von Versailles vom 28. Juni 1919, welcher den ersten Welt­
krieg beendete, legte in Artikel 100 fest, daß Deutschland zugunsten der 
alliierten und assoziierten Hauptmächte auf alle Rechte und Ansprüche auf 
das Gebiet der Stadt Danzig und ihrer Umgebung verzichtet. Weiterhin heißt 
es im V ersailler V ertrag 1 : 

Artikel 102: Die alliierten und assoziierten Mächte verpflichten sich, die Stadt Danzig 
nebst dem im Artikel 100 bezeichneten Gebiet zur freien Stadt zu erklären. Sie 
wird unter den Schutz des Völkerbundes gestellt. 

Artikel 103: Die Verfassung der freien Stadt Danzig wird im Einvernehmen mit 
einem Oberkommissar 2 des Völkerbundes von ordnungsmäßig ernannten Ver­
tretern der freien Stadt ausgearbeitet. Sie wird unter die Bürgschaft des Völker­
bundes gestellt. 
Der Oberkommissar wird ebenso beauftragt, in erster Instanz über alle Streitig­
keiten zu entscheiden, welche sich zwischen Polen und der freien Stadt über den 
gegenwärtigen Vertrag oder die ergänzenden Abmachungen und Vereinbarungen 
ergeben. 
Der Oberkommissar hat seinen Sitz in Danzig. 

Artikel 104: Ein Abkommen, dessen Wortlaut festzulegen sich die alliierten und 
assoziierten Hauptmächte verpflichten und das zur gleichen Zeit in Kraft treten 
wird, wenn die Erklärung Danzigs zur freien Stadt erfolgt, soll zwischen der 
polnischen Regierung und der genannten in Aussicht genommenen freien Stadt 
getroffen werden: 
1. um die freie Stadt Danzig in das polnische Zollgebiet aufzunehmen und eine 

Freizone im Hafen einzurichten; 
2. um Polen ohne jede Einschränkung den freien Gebrauch und die Benutzung 

der Wasserstraßen, Docks, Hafenbecken, Kais und sonstigen Anlagen im Gebiet 
der freien Stadt zu sichern, welche für die Einfuhr und Ausfuhr aus Polen 
notwendig sind; 

3. um Polen die Überwachung und Verwaltung der Weichsel und des gesamten 
Eisenbahnnetzes im Gebiete der freien Stadt zu sichern, abgesehen von den 
Straßenbahnen und anderen Bahnen, die in erster Linie den Bedürfnissen der 
freien Stadt dienen, ebenso wie die Überwachung und Verwaltung des Post-, 
Telegraphen- und Telephonverkehrs zwischen Polen und dem Hafen von 
Danzig; 

4. um Polen das Recht des Ausbaues und der Verbesserung der Wasserstraßen, 
Docks, Hafenbecken, Kais, Eisenbahnen und sonstiger vorbezeichneter Anlagen 
und Verkehrsmittel zu sichern und zu angemessenen Bedingungen die hierzu 
notwendigen Grundstücke und anderes Eigentum zu mieten oder zu kaufen; 

5. um dafür zu sorgen, daß in der freien Stadt Danzig kein benachteiligender 
Unterschied zum Schaden polnischer Staatsangehöriger oder anderer Personen 
polnischer Abstammung oder Sprache gemacht wird; 

1 Zitiert nach "Der Friedensvertrag nebst Ausführungsgesetzen", Verlag Reimar 
Hobbing, Berlin 1920. 

z Die Übersetzung "Oberkommissar" für High Commissioner ist unrichtig. Die 
Amtsbezeichnung war: Hoher Kommissar. 
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6. um die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten der freien Stadt Danzig 
durch die polnische Regierung zu sichern, ebenso wie den Schutz ihrer Staats­
angehörigen im Auslande. 

Artikel 105: Von dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vertrages an werden die deut­
schen Reichsangehörigen, die das im Artikel 100 bezeichnete Gebiet bewohnen, 
ohne weiteres (ipso facto) die deutsche Reichsangehörigkeit verlieren, da sie 
Staatsangehörige der freien Stadt Danzig werden. 

Die in Artikel 103 des Versailler Vertrages vorgesehene Verfassung wurde 
in weitgehender Anlehnung an die Weimarer Verfassung vom 11. August 
1919 ausgearbeitet und am 11. Mai 1922 vom Hohen Kommissar des Völker­
bundes bestätigt. Sie trat am 14. Juni 1922 in Kraft. Viele ihrer Bestimmungen 
sollten dazu dienen, den demokratischen Charakter der Freien Stadt und die 
Grundrechte ihrer Bürger zu gewährleisten. Aber es waren gerade diese Arti­
kel der vom Völkerbund garantierten Verfassung, die von 1933 bis 1939 in 
immer zunehmendem Maße ihre praktische Wirksamkeit verlieren sollten 3• 

3. FREIE STADT WIDER WILLEN 

Soweit die völker- und verfassungsrechtlichen Grundlagen. Die Mehrzahl 
der Danziger Bevölkerung jedoch war ebensowenig mit der Abtrennung 
Danzigs vom Deutschen Reich einverstanden wie die Deutschen selber. Schon 
vor Unterzeichnung des Versailler Vertrages hatte Deutschland, am 29. Mai 
1919, gegen die Abtrennung Danzigs protestiert, und auch in Danzig hatten 
Kundgebungen der Bevölkerung gegen die Abtrennung stattgefunden. Der 
Bundesminister des Innern in Bonn charakterisierte die Beziehung zwischen 
Danzig und Deutschland 1955 4 wie folgt: 

„Als Danzig am 10. Januar 1920 vom Reich und Preußen abgetrennt und 
Freie Stadt wurde, galt das Reichs- und Preußische Recht weiter ... Die Gesetz­
gebung in Danzig hielt ganz allgemein mit der deutschen Gesetzgebung be­
wußt Schritt . . . Auch im übrigen war die Zusammenarbeit zwischen den 
deutschen und Danziger Behörden so geregelt, daß sie nach Möglichkeit auf 
gleichem Fuße miteinander verkehrten und praktisch so verfuhren, als ob 
Staatsgrenzen nicht beständen." Der Bundesminister sprach weiterhin von 
dem „beiderseitigen Bestreben, die 1920 erfolgte Abtrennung Danzigs nach 
Kräften zu überbrücken und die aus gemeinsamer Rechtsvergangenheit über­
nommene Rechtslage auch in Zukunft gleichmäßig und damit so zu gestalten, 
als ob die Trennung nicht bestünde." 

Diese, in einer Verwaltungsstreitsache gegebene Charakterisierung stützte 
sich auf Erwägungen juristischer Art. Aber auch vom historischen Standpunkt 

a Die einschlägigen Artikel der Verfassung sind als Dokument I, 1 wiedergegeben. 
4 Verwaltungsstreitsache Berent ./. Bundesminister des Innern, VI A 214/55. 

2 LBI : 27, Lichtenstein 
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aus hatte sie ihre Gültigkeit. Deutschland und Danzig verhielten sich tat­
sächlich nach 1920 so, „als ob die Trennung nicht bestünde". 

Da sie ihnen in Versailles als Ergebnis des deutschen Zusammenbruchs und 
der Wieder-Errichtung Polens auferlegt worden war, mußten sie sich zwar 
mit den Gegebenheiten abfinden. Aber sie konnten zu der Schaffung der 
Freien Stadt Danzig nicht „ja" sagen und versuchten, einen so engen Kontakt 
beizubehalten, „als ob die Trennung nicht bestünde" - in Erwartung des 
Tages, an dem sie ein Ende nehmen würde. 

Diese Haltung konnte sich allerdings nicht auf die Geschichte Danzigs stüt­
zen. Erst 1793, nach der zweiten Teilung Polens, war Danzig an Preußen 
angegliedert worden, um die Verbindung zwischen den bis dahin von polni­
schen Gebieten unterbrochenen Teilen Preußens herzustellen. Davor hatte 
Danzig als Freie Hansestadt eine bedeutende Rolle gespielt, nachdem es sich 
im 15. Jahrhundert der Herrschaft: des Deutschen Ritterordens entzogen und 
der Oberhoheit der polnischen Könige unterstellt hatte. Es verdankte seine 
Blüte der Verbindung mit dem polnischen Hinterland, und das sorgsam ge­
hütete Danziger Stadtbild legte Zeugnis ab für den Reichtum und den Unter­
nehmungsgeist jener Zeit. Versailles erfand also nichts Neues, als es mit der 
Auferstehung Polens die Freie Stadt Danzig ins Leben rief, sondern knüpfte 
an eine große Danziger Tradition an. 

Aber die Tradition einer Freien Stadt war durch den Nationalismus des 
19. Jahrhunderts, durch die Entstehung des Deutschen Reiches von 1871 ver­
drängt worden. Die Mehrzahl der Danziger wollte beim Reich bleiben, und 
es gab nach 1920 nur wenige, die bereit waren, ein neues Blatt in der Ge­
schichte ihrer Stadt zu beginnen, und die die Loslösung Danzigs vom Reich 
nicht als schmerzende, offen zu haltende Wunde empfanden. Zu den wenigen, 
welche die neue Aufgabe Danzigs bejahten und für Versöhnung zwischen 
Deutschland und Polen eintraten, gehörten die Kreise um die Danziger Liga 
für Menschenrechte, die 1923 von Kurt Großmann gegründet wurde. Die 
führende Persönlichkeit dieser Gruppe war der Landgerichtsdirektor Dr. Hans 
Zint, ein überzeugter Sozialist und Pazifist, Vorsitzender der Schopenhauer­
Gesellschafl:, der Verbindung mit Gandhi und Romain Rolland unterhielt 5• 

Eine zweite Gruppe, hauptsächlich Juden aus Rußland und Polen, die sich 
erst nach der Abtrennung von Deutschland in Danzig niedergelassen hatten, 
bemühte sich um den Ausbau der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen 
Danzig und Polen. Ihnen hatte Danzig einen bedeutenden Aufschwung im 
Export und Import von Holz, Getreide, Heringen und Kolonialwaren zu 
verdanken, der die ehemalige preußische Provinzialhauptstadt zu einem 
internationalen Umschlagplatz machte. 

s Dr. Hans Zint (1882-1945) wurde 1927 in die unter Führung der SPD gebildete 
Danziger Regierung berufen, 1930 Landgerichtspräsident in Stettin, 1932 in Breslau, 
1933 wegen Verweigerung des Hitlergrußes pensioniert. 
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Mit Hilfe jüdischer Kreise wurde 1923 in Danzig eine Wochenzeitung ins 
Leben gerufen, die unter dem Namen Danziger Rundschau den Versuch unter­
nahm, den nationalistischen Strömungen entgegenzutreten und der Verständi­
gung zwischen Danzig und Polen zu dienen. Ihr Chefredakteur war anfangs 
Dr. Karl Eugen Müller 8, später Dr. Erwin Lichtenstein. In dieser Zeitung 
kamen Stimmen namhafter Persönlichkeiten zu Wort, die in der gespannten 
Atmosphäre der zwanziger Jahre klärend und beruhigend zu wirken suchten. 
Aus finanziellen Gründen mußte die Zeitung aber 1926 ihr Erscheinen ein­
stellen. 

4. KONFLIKTE MIT POLEN 

Auf Grund des Artikels 104 des Versailler Vertrags führten im Jahre 1920 
die polnische Regierung und der Senat der Freien Stadt Danzig Verhand­
lungen, um die in diesem Vertrag vorgesehenen Rechte Polens in Danzig zu 
definieren. Ein entsprechendes Abkommen zwischen Danzig und Polen wurde 
am 9. November 1920 unterzeichnet. Es sah u.a. vor, zur Überwachung des 
Danziger Hafens einen "Ausschuß für den Hafen und die Wasserwege von 
Danzig" zu bilden, dem zu gleichen Teilen Vertreter Danzigs und Polens an­
gehören sollten, unter dem Vorsitz eines Neutralen, auf den sich beide Seiten 
geeinigt hatten. 

Von 1920 bis 1933 ergaben sich jedoch aus den Interessenkonflikten zwi­
schen Polen, das vor allem den ungehinderten Zugang zum Meer durchsetzen 
wollte, und Danzig, das seinen deutschen Charakter und seine Unabhängigkeit 
von Polen betonte, zahllose Streitfälle, welche die Hohen Kommissare des 
Völkerbundes in Danzig und den Völkerbundsrat in Genf unaufhörlich be­
schäftigten 7• Von besonderer Bedeutung waren die Meinungsverschieden­
heiten, welche die Ausnutzung des Danziger Hafens betrafen. Im Juni 1920, 
während des russisch-polnischen Krieges, weigerten sich die Danziger Dock­
arbeiter, von Frankreich geliefertes Kriegsmaterial für Polen in Danzig aus­
zuladen. Ebenso lehnte der damalige Präsident des Danziger Senats, Dr. 
Heinrich Sahm, die Forderung Polens ab, im Danziger Hafen ein Munitions­
depot zu unterhalten, und bemerkte, daß Polen dieses Depot in dem kleinen 
Fischerhafen Gdingen, 15 Meilen nördlich von Danzig im polnischen Gebiet 
gelegen, errichten könne. Daraufhin bauten die Polen von 1924 ab den Hafen 
von Gdingen in großem Maßstab mit französischer Hilfe aus. Auf diese Weise 
entstand ein Konkurrenzhafen für Danzig, und spätere Proteste der Danziger 
Regierung gegen den Ausbau Gdingens wurden vom Völkerbundsrat am 
10. Mai 1932 abgewiesen. 

6 Vorher Chefredakteur der liberalen Danziger Zeitung und später Chefredakteur 
der Neuen Badischen Landeszeitung, Mannheim. 

7 Zwischen 1922 und 1933 gab es 106 solcher Streitfälle. Vgl. Leonhardt, S. 30 ff .• 
und Denne, S. 22 ff. 
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Bis Anfang 1933 dauerten diese Konflikte zwischen Danzig und Polen an. 
Eine Änderung der Situation trat erst ein, als die Nationalsozialisten die Re­
gierung in Danzig übernahmen - so paradox dies auf den ersten Blick er­
scheinen mag. Im September 1933 kam der polnische Ministerpräsident nach 
Danzig, und wenige Tage nach diesem Besuch verschwanden die Danzig­
polnischen Streitfragen von der Tagesordnung des Völkerbundsrates s. 

5. INNENPOLITISCHE ENTWICKLUNG 

Der Danziger Volkstag bestand aus 120 Abgeordneten. Nach den Wahlen 
von 1920, 1923 und 1927 ergab sich folgende Konstellation: 

Deutschnationale 
Sozialdemokraten 

1920 

34 
19 

1923 

34 
29 

1927 

25 
42 

Demgemäß bildeten entweder die Deutschnationalen oder die Sozial­
demokraten Koalitionen mit den Gruppen der Mitte, dem Zentrum und den 
Liberalen. Allerdings war der Senat, die Regierung, in Anlehnung an die 
Kommunalverfassung, zunächst aus acht hauptamtlichen, auf vier Jahre ge­
wählten Senatoren, und 14 parlamentarischen, vom Vertrauen der Parla­
mentsmehrheit abhängigen Senatoren zusammengesetzt, und dies schwächte 
den Einfluß der Sozialdemokraten, als sie von 1925 bis 1927 erstmalig die 
Regierung bildeten. Nach den Wahlen von 1927, welche wiederum die Sozial­
demokraten zur Regierung brachten, wurde eine Verfassungsänderung (am 
4. Juli 1930) durchgeführt, welche den Senat auf zwölf Senatoren - davon 
sechs besoldete, sechs unbesoldete, aber alle vom Vertrauen des Volkstages 
abhängig- und den Volkstag auf 72 Abgeordnete beschränkte. 

Drei jüdische Abgeordnete traten in den ersten Jahren der Freien Stadt im 
Volkstag bzw. im Senat hervor: der ersten Regierung gehörte als Handels­
senator Julius Jewelowski 9, der Vertreter der Liberalen, an. Er vertrat bei 
den Verhandlungen mit Polen die Interessen Danzigs mit großer Energie, 
mußte sich aber später aus dem politischen Leben zurückziehen. 

In der sozialdemokratischen Fraktion zeichnete sich der Arzt Dr. Hans 
Bing 10 als scharfer Kämpf er gegen die 1923 mit sieben Abgeordneten in den 
Volkstag eingetretenen Nationalsozialisten aus. 

a Vgl. Denne, S. 47. 
t Am 2. Januar 1875 geboren, am 15. April 1951 in London gestorben. Senats­

präsident Sahm (S. 49 und 82) hat Jewelowskis Wirken für Danzig in seinen Er­
innerungen gewürdigt. Ebenso erkennt Ziehm (S. 62), Sahms Nachfolger, Jewelowskis 
Leistung an. 

10 Am 3. Januar 1889 geboren, am 5. Januar 1939 in New York gestorben. 
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Von 1924 an war der Landgerichtsrat Dr. Bernhard Kamnitzer 11 als 
sozialdemokratischer Abgeordneter Mitglied des Volkstages und vertrat seine 
Fraktion in den beiden Koalitionsregierungen, zuletzt in dem wichtigen 
Amte des Finanzsenators. In dieser Eigenschaft gelang es ihm, in der Haager 
Konferenz von 1930 die Befreiung Danzigs von den Kriegsschulden zu er­
wirken; außerdem erlangte er günstige Auslandsanleihen für Danzig und 
knüpfte bei einem Staatsbesuch in Moskau Handelsbeziehungen mit Ruß­
land an. 

Danzigs Situation änderte sich jedoch grundlegend durch die Volkstags­
wahlen vom 16. November 1930, in denen die Nationalsozialisten mit zwölf 
Abgeordneten die zweitstärkste Partei im Volkstag wurden. Die Sozial­
demokraten waren mit 19, und die Deutschnationalen mit zehn Abgeordneten 
vertreten. Die Deutschnationalen, unter Führung des Oberverwaltungs­
gerichtsrats Dr. Ernst Ziehm, bildeten mit den Gruppen der Mitte eine Min­
derheitsregierung, die von den Stimmen der NSDAP abhängig war. Senats­
präsident Dr. Heinrich Sahm, der seit 1920 alle Regierungen überdauert 
hatte, schied aus und wurde als Oberbürgermeister nach Berlin berufen. 

Auf diese Weise war in Danzig eine innenpolitische Situation entstanden, 
welche sich grundlegend von der Lage im Reich unterschied. In Deutschland 
befanden sich die Nationalsozialisten damals in einer schwierigen Lage und 
erhielten bei den Reichstagswahlen von 1932 nur ein Drittel der Stimmen. Die 
starke Stellung der Partei in Danzig und ihr Einfluß auf die Regierung Ziehm 
ließen Hitler den Gedanken erwägen, in Danzig Zuflucht zu suchen, falls für 
ihn die Lage in Deutschland unhaltbar werden sollte. Er erkundigte sich bei 
seinen Danziger Vertrauensmännern, dem Gauleiter Albert Forster und dem 
stellvertretenden Gauleiter Dr. Hermann Rauschning, wie es um die Aus­
lieferungsvereinbarungen zwischen Danzig und Deutschland stehe. Der Ge­
danke wurde aber nicht weiter verfolgt, da die Regierung des Kanzlers von 
Papen vor einem Verbot der NSDAP zurückschreckte 12• 

Nach den Wahlen zögerten die Danziger Nationalsozialisten nicht, ihre 
neu gewonnene Machtstellung auszunutzen und traten stärker als zuvor in 
die Öffentlichkeit. In Versammlungsreden, in Presseäußerungen, auf Plakaten 
und selbst in gelegentlichen Gewalttätigkeiten gegen einzelne Juden betrieben 
sie offen ihre Judenhetze und propagierten den Wirtschaftsboykott jüdischer 
Geschäfte, Arzte und Anwälte. In einem Werbeumzug am 24. Juli 1932 wurde 
ein Wagen mitgeführt, der in abstoßender Weise Juden verächtlich machte 
und ein Plakat mit der Aufschrift trug : „Die Juden sind unser Unglück". 

Die Synagogen-Gemeinde und andere Vertreter der jüdischen Öffentlich­
keit richteten am 26. Juli ein scharfes Protestschreiben an den Senator des 
Innern. In seiner Antwort vom 27. August gab der Senator zwar seiner Miß-

11 1890-1959. Vgl. Unser Danzig, Jg. 11, Nr. 17, 5. September 1959, S. 14. 
12 Vgl. Rauschning, Gespräche, S. 31-33. 
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billigung „solcher Formen des politischen Kampfes" Ausdruck und sagte zu, 
„ihnen mit Nachdruck entgegenzutreten, soweit er dazu eine gesetzliche Hand­
habe hat". Aber zum Einschreiten der Polizei sah er keine Veranlassung, 
noch stellte der Wagen nach seiner Meinung „eine unmittelbare Bedrohung 
der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung" dar. In ihrer Antwort vom 
2. September machte die Synagogen-Gemeinde nochmals auf die Dringlichkeit 
der Situation aufmerksam und bat, gesetzliche Maßnahmen gegen die anti­
semitischen Ausschreitungen zu ergreifen. Aber ihr Ersuchen blieb unbeant­
wortet und ohne Reaktion seitens des Senats 1s. 

Am 30. Januar 1933 wurde Adolf Hitler deutscher Reichskanzler. Kurz 
nach dem Reichstagsbrand vom 27. Februar 1933 verlangte er, daß auch in 
Danzig Neuwahlen durchgeführt werden sollten. Er berief seinen Gauleiter 
Forster und dessen Stellvertreter Rauschning nach Berlin und warf ihnen vor, 
daß Danzig nicht mit dem Reich Schritt gehalten habe. Bei dieser Gelegenheit 
äußerte er, es gelte zunächst, festen Fuß zu fassen, „alles andere käme mit der 
nötigen Rücksichtslosigkeit dann von selbst" 14• 

Daraufhin wurde die Minderheitsregierung in Danzig vor die Forderung 
gestellt, den Volkstag aufzulösen und neue Wahlen durchzuführen. Der 
Antrag wurde am 13. April 1933 mit 41 gegen sechs Stimmen angenommen, 
und die Neuwahlen fanden am 28. Mai 1933 statt. Die Nationalsozialisten 
erhielten eine knappe Mehrheit von 50,03 O/o, immerhin mehr als die 43,9 O/o, 
die sie bei den Reichstagswahlen vom März 1933 erreicht hatten. Erster Senats­
präsident wurde Dr. Hermann Rauschning, sein Stellvertreter Arthur Karl 
Greiser. 

Schon vor Durchführung der Volkstagswahlen waren die Danziger Ge­
werkschaften gewaltsam gleichgeschaltet worden. Am 10. Mai 1933 hatte der 
deutsche Reichskommissar für die Gewerkschaften in Berlin den Leiter der 
Danziger nationalsozialistischen Betriebszellenorganisation zu seinem Kom­
missar für die Danziger Gewerkschaften bestellt, der sofort ein Urteil des 
Danziger Amtsgerichts erwirkte, auf Grund dessen er die Leitung des Dan­
ziger Gewerkschaftsbundes übernahm. Die Berufung der Danziger Gewerk­
schaften gegen dieses Urteil blieb ohne Erfolg. 

Der neue Volkstag verabschiedete am 23. Juni 1933 ein Ermächtigungs­
gesetz, das der Regierung Rauschning weitgehende Vollmachten gab, und 
damit war Danzig „in den unmittelbaren Einflußbereich der deutschen Staats­
führung einbezogen worden" 16. 

13 Für den Wortlaut des Schriftwechsels vgl. Dok. 1, 2. 
H Rauschning, Gespräche, S. 77. 
16 Vgl. Elfte Verordnung über Ausgleichsleistungen nach dem Lastenausgleichs­

gesetz vom 18. Dezember 1956. 
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6. RÜCKBLICK AUF 50 JAHRE GEMEINDEGESCHICHTE 

Etwa zur gleichen Zeit konnte die Jüdische Gemeinde in Danzig auf 50 Jahre 
ihres Bestehens zurückblicken. Im März 1933 veröffentlichte das jüdische Ge­
meindeblatt eine Festnummer, welche dem 50jährigen Bestehen der Synagogen­
Gemeinde gewidmet war. Sie enthielt einen längeren historischen Rückblick 
auf die Danziger Gemeindeverhältnisse vor und seit 1883 aus der Feder des 
Gemeinderabbiners Dr. Iwan Grün. 

Vor 1883 hatte es in Danzig fünf kleine Gemeinden gegeben, in den Vor­
städten Schottland, Weinberg, Langfuhr, Mattenbuden und auch in Danzig 
selber. Dem Vorsteher der Schottländer Gemeinde, Gustav Davidsohn, ge­
lang es, zunächst vier dieser Gemeinden zu vereinen und im Jahre 1883 alle 
fünf zur Synagogen-Gemeinde Danzig zusammenzuschließen. Als Symbol 
ihrer Einheit hatte die Gemeinde im Jahre 1887 die stattliche Große Synagoge, 
dem Danziger Baustil angepaßt, an der Straße Reitbahn errichtet. Sie belastete 
die Gemeinde mit einer erheblichen Schuld gegenüber einem Danziger Ban­
kenkonsortium, die in 67 Jahresraten getilgt werden sollte. Nur eine der 
alten Synagogen, die Mattenbudener, blieb für diejenigen bestehen, die die 
moderne Orgelsynagoge ablehnten und einen Gottesdienst in traditioneller 
Form vorzogen. 

Dr. Grüns Amtsvorgänger, Dr. Robert Kaelter, war von 1908 bis 1926 als 
Gemeinderabbiner tätig gewesen. Während seiner Amtszeit, besonders in den 
Jahren 1920-1925, kamen etwa 60 000 Juden aus Polen und Rußland nach 
Danzig. Die meisten auf ihrem Weg nach Amerika. Sie wurden in einem 
Übergangslager auf dem Troyl, einer Insel im Danziger Hafengebiet, unter­
gebracht, bis ihre Papiere für die Weiterwanderung eintrafen. Ein Emigra­
tionskomitee unter Vorsitz von Dr. Kaelter übernahm die Fürsorge für die 
Auswanderer, anfangs finanziert von der Gemeinde, später in Gemeinschaft 
mit den großen amerikanischen Hilfsorganisationen Hias und Joint. Dr. Kael­
ter opferte dieser gigantischen Fürsorgearbeit für die Auswanderer seine Ge­
sundheit und starb im Jahre 1926 auf der Höhe seines Lebens, im Alter von 
nur 52 Jahren. 

Die Gemeinde, die ihn betrauerte, hatte sich in ihrem Bestand völlig ver­
ändert. Im Jahre 1910 waren etwa 2 700 Juden in Danzig ansässig. Die Zahl 
dieser alteingesessenen Danziger Juden sank 1923 auf etwa 2 500, während 
sich die Gesamtzahl der Juden damals durch die Zuwanderung der polni­
schen und russischen Juden auf fast 5 000 vermehrt hatte. Sie kamen entweder 
aus den an Polen abgetretenen deutschen Ostprovinzen oder gehörten zu 
denen, die aus der Zahl der 60 000 Flüchtlinge in Danzig verblieben waren, 
entweder weil sie keine Möglichkeit fanden, nach Obersee auszuwandern und 
gewiß nicht in die alte Heimat zurückkehren konnten, oder weil die Abkom­
men zwischen Danzig und Polen neue Entfaltungsmöglichkeiten für Männer 
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boten, die mit der Wirtschaft Osteuropas vertraut waren. Dieser Zuzug be­
deutete, wie das Gemeindeblatt hervorhob, eine außerordentliche Bereiche­
rung des jüdischen Gemeindelebens. Aber er hatte auch im Laufe der Jahre 
die Struktur der Danziger Jüdischen Gemeinde verändert. Die meisten der 
Alteingesessenen waren Akademiker oder im Einzelhandel tätig, während 
die Zugewanderten bald eine wichtige Rolle im Großhandel spielten oder als 
Handwerker und Händler in Danzig lebten. Im Jahre 1929 war die Anzahl 
der Juden in Danzig auf fast 10 500angewachsen 16• 

In der Festnummer erschien auch eine übersieht über die Vorsteher und 
Repräsentanten der Gemeinde seit dem 1. April 1883. Aus ihr ist klar zu 
erkennen, daß alte und neue Gemeindemitglieder seit 1920 Seite an Seite 
tätig waren. Allerdings bedeutete diese Zusammenarbeit keineswegs, daß es 
keine Auseinandersetzungen zwischen den verschiedenen jüdischen Richtun­
gen gegeben hätte. In der Repräsentanz der Gemeinde standen sich (neben 
einem Vertreter der Orthodoxie) zwei Fraktionen gegenüber: die Liberalen 
und die Jüdische Volkspartei. Sie unterschieden sich in ihrer Auffassung über 
die Aufgaben der Gemeinde insofern, als die Liberalen sie auf das religiöse 
Gebiet beschränken wollten, während die Volkspartei den Rahmen der Ge­
meindetätigkeit auf alles erweitern wollte, was als gemeinsame jüdische 
Aufgabe gedacht werden konnte. 

Angesichts dieser Gegensätze schloß der Gemeinderabbiner seinen Rück­
blick mit einem Ausblick, in welchem er die Schwierigkeiten vor 50 Jahren, 
zum Zusammenschluß der Gemeinde zu gelangen, mit den bestehenden 
Schwierigkeiten verglich, die Einheit der Gemeinde zu erhalten. Nur durch 
Einheit und Geschlossenheit könne die Gemeinde Kraft und Stärke finden, 
die ihr gestellten Aufgaben zu erfüllen und „allen Gewalten zum Trotz sich 
erhalten". 

Dieses Goethe-Zitat war der einzige Hinweis in der Festnummer auf die 
Gewalten, die am 30. Januar 1933 in Deutschland zur Herrschaft gelangt 
waren, und deren Wirkung auch die Danziger Juden schon seit 1930 zu spüren 
bekamen. 

Das Gemeindeblatt war nicht die einzige Zeitschrift der Danziger Juden. 
Seit 1928 erschien das Organ der Jüdischen Volkspartei Das Jüdische Volk 
unter der Redaktion von Dr. Isaak Landau, der seit 1922 die Volkspartei in 
der Repräsentantenversammlung führte. Dr. Landau, ein bekannter Arzt, war 

18 Die genaue Zahl der Juden ist kaum feststellbar, da bisweilen nur die in der 
Steuerliste der Gemeinde aufgeführten Gemeindemitglieder gezählt wurden, bis­
weilen alle, die sich bei Volkszählungen als Juden bekannten. Menschen jüdischer 
Abstammung wurden nicht gezählt. - Ernst Sodeikat (S. 109 f.), der beim Danziger 
Statistischen Landesamt tätig war, gibt aufgrund des Danziger Statistischen Taschen­
buchs 1930/31 folgende Zahlen an, die sich offenbar auf die Freie Stadt Danzig, nicht 
nur auf die Stadtgemeinde Danzig beziehen: 1. Dezember 1910: 2717 (0,8 °/o der 
Gesamtbevölkerung); 1. November 1923: 7282; 31. August 1924: 9239 (2,4 °/o); 
18. August 1929: 10 448. 
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